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Messeparkplatz Lilienthalstraße 

Schreiben des Herrn Amtsleiters Thomas Franke vom 10. Juni 2013, bei mir eingegangen am 

25.6. 2013 

 

 

 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister 

 

Sie hatten Herrn Franke damit beauftragt, auf mein an Sie gerichtetes Schreiben vom 21. Mai 

2013 zu  antworten. Da dieser inzwischen in den Ruhestand verabschiedet worden ist, erlaube 

ich mir, Ihnen meine Stellungnahme zu den Ausführungen von Herrn Franke unmittelbar 

zuzusenden. 

Diese geben mir und dem an dem Bebauungsplanverfahren Parkplatz Lilienthalstraße 

interessierten Kreis Essener Bürger wenn auch keinen genauen, so doch einen gewissen 

Einblick in den Verfahrensstand. Sie machen deutlich, dass es offensichtlich besondere 

Schwierigkeiten gemacht hat (und noch macht?), ein Sicherheitsgutachten herbeizuführen, 

wonach das problematische Neben- und Übereinander von Erdgasröhrenspeicher und 

Parkplatz trotz der Seveso-II-Richtlinie möglich sein soll. 

Diese hält bei einer Neuanlage, wie sie der Parkplatz Lilienthalstraße trotz seiner faktischen 

Herstellung in den Jahren bis 2004 infolge fehlender Rechtsgrundlage immer noch darstellt, 

einen Nullabstand, wie er von der Stadt Essen hier gewollt und für vertretbar angesehen wird, 

für prinzipiell unzulässig. Daher bleibt es ggf. einem weiteren Normenkontrollverfahren 

überlassen, die durch die künftige Verabschiedung eines neuen Bebauungsplans geschaffene 

Rechtslage auf Vereinbarkeit mit europäischem Recht zu überprüfen. Antragsberechtigte für 

eine solche Normenkontrolle sind alle Grundstückseigentümer, die sich in einer solchen 

Nachbarschaft zum Erdgasröhrenspeicher beziehungsweise Parkplatz befinden, dass sie bei 
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einer Gasexplosion auf dem Parkplatz durch die in Betracht zu ziehenden dominohaften 

Auswirkungen gefährdet werden können (vgl. das Schreiben des Staatlichen Umweltamtes 

Duisburg vom 6. Oktober 2003 an den Oberbürgermeister der Stadt Essen, das einen 

"Abstand von mehreren 100 m für erforderlich" hält). 

Die Gefahr einer erneuten Niederlage im Rechtsstreit könnte die Stadt allerdings wohl 

vermeiden, wenn sie beziehungsweise ihre Stadtwerke (SWE) zu einer Praxis zurückkehren 

würden, welche zur Anwendung kam, als im Lichte des rechtskräftig gewordenen Urteils des 

Verwaltungsgerichts Sigmaringen
i
 vom zuständigen Staatlichen Umweltamt verfügt wurde, 

dass ein Parkplatzbetrieb nur durchgeführt werden darf, wenn dafür gesorgt ist, dass der 

Gasdruck im Speicher zuvor auf ein ungefährliches Maß abgesenkt worden ist. 

Diese Praxis wurde aufgegeben, nachdem durch eine Normänderung auf Bundesebene 

Erdgasröhrenspeicher von der Genehmigungspflicht nach dem BImSchG ausgenommen 

wurden und die SWE daraus den Schluss zogen, dass ihr Erdgasröhrenspeicher auch bei 

hohem Gasdruck ungefährlich sei. 

Das OVG Münster hat bekanntlich mit Zustimmung des BVerwG diese Rechtsansicht als mit 

europäischem Recht unvereinbar verworfen
ii
 und die volle Anwendbarkeit der Seveso-II-

Richtlinie bejaht. Wäre es daher nicht recht und billig, den Erdgasröhrenspeicher gemäß der 

früheren Praxis jedes Mal rechtzeitig und kontrolliert herunterzufahren, wenn der Parkplatz 

für Messezwecke in Anspruch genommen werden muss? 

 

Überrascht hat die äußerst schwache Argumentation für die Rechtfertigung der Nutzung der 

Parkplatzfläche bis zur Verabschiedung eines rechtswirksamen Bebauungsplans. Der 

Verfasser dieser Rechtfertigung hat die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 26. 

August 1993 offensichtlich nicht verstanden. Die weiter bestehende Widmung der 

Parkplatzfläche rechtfertigt in keiner Weise, dass die Stadt der Messe GmbH trotz des 

rechtskräftigen Wegfalls des früheren Bebauungsplans die Nutzung des Parkplatzes weiterhin 

gestattet. Denn nach der genannten Grundsatzentscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 

erschöpft sich die Widmung der Fläche zum Verkehr allein darin, die frühere Ackerfläche in 

eine Verkehrsfläche umzuwandeln, ohne dass damit irgendeine Aussage über die Zulässigkeit 

der Nutzung dieser Fläche zum Verkehr verbunden wäre. Das mag zwar für manchen schwer 

zu verstehen sein, ist aber die eindeutige Rechtslage.  

Auch unabhängig von der genannten Entscheidung muss es doch jedem rechtlich Denkenden 

einleuchten, dass erst nach Bewältigung der mit dem Parkplatz neben und über dem 

Erdgasröhrenspeicher verbundenen Probleme und Fragestellungen in dem dafür von der 
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Rechtsordnung vorgesehenen Verfahren die Nutzung des Platzes rechtlich zulässig ist. Vorher 

muss die Nutzung des Platzes unterbleiben. Das gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass 

sich das zuständige Normenkontrollgericht mit Zustimmung des höchsten 

Verwaltungsgerichts mehrfach zu den einschlägigen Rechtsfragen kritisch geäußert hat.  

Da leider zu befürchten ist, dass die Stadt die rechtswidrige Nutzung des Parkplatzes auch 

weiterhin zulässt, bleibt im Augenblick nichts anderes übrig, als diese gegen das europäische 

Recht verstoßende Verhaltensweise durch eine  

BESCHWERDE AN DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

WEGEN NICHTBEACHTUNG DES GEMEINSCHAFTSRECHTS  

zu rügen und parallel dazu das Regierungspräsidium um aufsichtsrechtliches Einschreiten zu 

bitten (letzteres ist inzwischen geschehen). 

 

Mit freundlichen Grüßen 

(Rechtsanwalt)  

 

 

 

                                                                    
i  

Urteil vom 14.12.2000 

6 K 1968/98 

 
ii  
Urteil vom  06.03.2008 RN 82 

10 D 103/06.NE 


